Anlage 02 zur Sitzungsvorlage IWU/2023/012 (6)

Begrindung vom 28.01.2021 / 09.02.2023

zum Bebauungsplan "Dettinger Au-Siid" — 3. Anderung und 6rtliche Bauvorschriften
Gemarkung Kirchheim

Planbereich Nr. 17.04/3

1. Anlass und Erforderlichkeit

Der Bebauungsplan ,Dettinger Au-Sud“ ist am 11.03.1998 in Kraft getreten und hat in der
Zwischenzeit zwei Anderungen erfahren. Urspringlicher Anlass fir die Aufstellung des
Bebauungsplans war eine konkrete Bedarfssituation und zwar die Absicht eines Unternehmens,
den gesamten Betrieb vom Hauptstandort in der Innenstadt in das Gebiet des Bebauungsplans zu
verlagern und den an der Dettinger StralBe bereits vorhandenen Unternehmensstandort zu
erweitern. Die Erweiterungsplane waren jedoch auf der Grundlage des damaligen Baurechts nicht
realisierbar. Ausgehend von diesen Planen und der bereits vorhandenen Nutzung im Plangebiet
und in der Umgebung wurde ein Gewerbegebiet ausgewiesen.

Die Festsetzungen des Bebauungsplans ,Dettinger Au-Sud“ erlangen aktuell anléasslich einer
Bauvoranfrage Relevanz. Mit der Bauvoranfrage soll abgeklart werden, ob auf dem sidlichen
Grundstuck, das derzeit mehrere Autohandler als Stellplatzflache nutzen, Einzelhandel zuléssig ist.
Konkret wurde die Zulassigkeit eines Kkleinflachigen Lebensmittelmarktes und/oder eines
Drogeriemarktes abgefragt. Die Baurechtsbehdrde hat die Bauvoranfrage abgelehnt, da nach dem
Bebauungsplan Handelsbetriebe mit dem Verkauf an Endverbraucher mit Ausnahme des sog.
Fabrikverkaufs ausgeschlossen sind. Die Antragstellerin hat den Klageweg eingeschlagen.

Die aktuelle Bauvoranfrage wurde zum Anlass genommen, die urspringlich mit dem
Bebauungsplan verfolgten Ziele und die Festsetzungen des Bebauungsplans aus heutiger Sicht zu
Uberprifen. Die stadtebaulichen Zielsetzungen sind weiterhin konsistent. Dies betrifft insbesondere
auch die Festsetzung eines Gewerbegebietes, in dem Einzelhandel generell ausgeschlossen ist.
Der Einzelhandelsausschluss wurde anhand der heutigen Verhéltnisse und Malstaben der
stadtebaulichen Entwicklungskonzeption verifiziert. Die Festsetzungen des Bebauungsplans
wurden ebenfalls Uberprift. Sie entsprechen den stadtebaulichen Zielen und sind weiterhin
zeitgemal. Die Festsetzungen werden mit der vorliegenden Anderung zwar neu gefasst, jedoch
gegenuber dem urspringlichen Plan nur geringfligig veréndert.

2. Verfahren

Der Bebauungsplan wird im Regelverfahren aufgestellt.

3. Planerische Rahmenbedingungen

3.1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes

Das Plangebiet liegt ca. 1,7 km sidlich der historischen Altstadt von Kirchheim unter Teck und
befindet sich an der Ortsgrenze zu Dettingen unter Teck.

Der Geltungsbereich erstreckt sich auf den Flurstiicken 572/9, 572/22, 572/23, 572/24, 572/25,
572/26, 572/27 627, 628, 628/1, 628/2, 4518, 4520, 4522, 4522/1, 4524, Teilflachen der Flurstucke
510, 4495, 4517 und 4563/1 werden angeschnitten; alle Gemarkung Kirchheim.

Das Plangebiet wird im Norden durch gewerbliche Bebauung, im Osten durch die Dettinger Stral3e,
im Stden durch die Autobahn BAB 8 und im Westen von landwirtschaftlichen Flachen begrenzt.

Weitere Flachen sind fir die Planung derzeit nicht erforderlich und benétigen keine Uberplanung.


kuemmerleo
Schreibmaschinentext
Anlage 02 zur Sitzungsvorlage IWU/2023/012 (ö)


3.2 Tatsachliche Ausgangssituation

3.2.1 Stadtebauliche Einbindung

Der Geltungsbereich befindet sich an der stdlichen Gemarkungsgrenze und ist von gewerblichen
Bauten gepragt. Der Bereich kann als Ortsrandlage eingestuft werden.

3.2.2 Bebauung und Nutzung

Im Geltungsbereich befinden sich Lager-, Biro und Produktionsgebaude und eine Gaststétte. Ein
groRBer Teil des Areals wird als Stellplatzflache fur Autohandel genutzt, welcher jedoch weder
genehmigt noch geduldet wird.

3.2.3 Erschlief3ung

Die Flurstiicke werden Uber die Dettinger Strafl3e von Osten her erschlossen.

3.2.4 Gemeinbedarfseinrichtungen

Im Geltungsbereich befinden sich keine Gemeinbedarfseinrichtungen.

3.2.5 Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung erfolgt ebenfalls Gber die Dettinger Stral3e.

3.2.6 Natur, Landschaft, Umwelt

Natur und Landschaft
Im Geltungsbereich befindet sich im nérdlichsten Bereich an der Lauter der Beginn eines Biotops.

Larm

Im Geltungsbereich ergeht aus der Larmkartierung der LUBW 2013 ein Pegel von 51 bis zu 67
dB(A) L DEN (24 Stunden) und ein Pegel von 44 bis zu 60 dB(A) L Night (22 bis 6 Uhr).
Mafgeblich ist der Larmeintrag auf die Nahe der Autobahn zurtckzufiihren.

Das Umfeld ist gepréagt von gewerblichen Nutzungen (nérdlich, sidlich und 6stlich). Es wird davon
ausgegangen, dass auf den Geltungsbereich, sowie aus selbigen keine Immissionen bzw.
Emissionen die Larmsituation verschlechtern und die vorhandenen Nutzungen daraufhin abgestellt
sind.

Hochwasser

Nach Auswertung der Hochwassergefahrenkarten der LUBW ist der Geltungsbereich nur im
Bereich der Lauter und der westlich davon liegenden Griunflache von einem festgesetzten
Uberschwemmungsgebiet (HQio0) betroffen. Das Plangebiet und dabei insbesondere das
ausgewiesene Gewerbegebiet liegt allerdings zu grof3en Teilen in einem Risikogebiet aul3erhalb
von Uberschwemmungsgebieten im Sinne des § 78b WHG (HQexrem). Das Risikogebiet wird im
Bebauungsplan nachrichtlich tibernommen (8§ 9 Abs. 6a BauGB).

3.2.7 Eigentumsverhaltnisse

Die Flurstiicke befinden sich in privatem Besitz.



3.2.8 Denkmalschutz
Im Geltungsbereich befinden sich folgende denkmalgeschiitzte Gebaude:

Gartenpavillon, Dettinger Stral3e, FIstnr. 0-572/25, 0-572/25, Kulturdenkmal nach 82 DSchG.

Der aufwendig, nach malerischen Gesichtspunkten gestaltete Gartenpavillon ist eine
charakteristische Kleinarchitektur des spaten Historismus und war offenbar Bestandteil eines
gréReren Villengartens, wie sie sich in Zusammenhang mit den Fabrikantenwohnh&user an der
Dettinger StralRe im Umfeld der Industriebetriebe finden. Er belegt die Gartenkultur des gehobenen
Birgertums im Deutschen Kaiserreich vor 1900.

Villa Faber mit Gartenhaus, Dettinger Strale 146, Kulturdenkmal nach 82 DSchG.

Bei dem stattlichen Gebaude handelt es sich um die Villa des erfolgreichen Kirchheimer
Textilfabrikanten Eugen Faber (1843-1903), der in unmittelbarer Nahe 1860 an der Lauter seine
Fabrik errichtete. Faber gehorte zu den Industriepionieren in Kirchheim und war auch sozial und
politisch engagiert. Sein Wohnhaus war die zweite Unternehmervilla in Kirchheim. Der Bau zeigt
charakteristische Elemente des Schweizerhausstils und ist damit eindeutig als vorstadtische Villa
gekennzeichnet. Das driickt auch das kleine pittoreske Gartenhaus aus, das nur wenig spater den
Bau erganzte und anschauliches Zeugnis groRRbirgerlicher Gartenkultur in Kirchheim ist.

Fabrikgebédude der Buntweberei Faber, Dettinger Straflie 148, Kulturdenkmal nach 82 DSchG.

Die Weberei Faber war in der 2. Halfte des 19. Jahrhunderts einer der groRten Fabrikbetriebe in
Kirchheim. Die Uberlieferten Bauten dokumentieren die Entwicklung der Fabrikarchitektur jener
Zeit.

Villa Faber, Dettinger Straf3e 150, Kulturdenkmal nach 82 DSchG.

Das in zeittypischer Weise nach malerischen Gesichtspunkten errichtete spéathistoristische
Villengebaude ist wichtiger Bestandteil der Unternehmervillen entlang der Dettinger Stral3e. Mit
ihren geschwungenen Formen zeigt sich die Architektur als bereits vom Jugendstil beeinflusst. Der
Bauherr Eugen Faber (1843-1903) zahlte zu den herausragenden Unternehmerpersonlichkeiten
Kirchheims, der auch sozial engagiert war. Er liel3 das Geb&ude fir seinen Sohn Carl errichten.
Das Gebaude belegt den gehobenen Lebensstil des Unternehmertums in der Kaiserzeit und steht
beispielhaft fir die Villenarchitektur um 1900.

Archaologischen Denkmalpflege

Fur den Geltungsbereich westlich der Lauter sind folgende archéologische Verdachtsflachen
mitzuteilen:

e Abgegangener Galgen (Pruffall, Listen-Nr. 8M)

Der Kirchheimer Galgen ,uff dem Galgenberg“ wird erstmals 1324 erwahnt. 1624/25 wird er aus
Stein errichtet. 1856 sind beim Bau des Fabrikkanals fur die Fabersche Fabrik auch menschliche
Knochen angetroffen worden, die auf den ehemaligen Standort im Umfeld hinweisend sind. Die
genaue Lage ist bislang jedoch noch nicht hinreichend gesichert. In dem ausgewiesenen Bereich
ist daher mit weiteren Funden und Befunden des abgegangenen Kirchheimer Hochgerichts, sowie
zugehorigen Bestattungen von Hingerichteten zu rechnen. Gegebenenfalls handelt es sich um
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Primarquellen der alteren Rechtsgeschichte Kirchheims, bei denen es sich aufgrund der
heimatgeschichtlichen und wissenschaftlichen Bedeutung um Kulturdenkmale gem. § 2 DSchG
handelt. Demgema&f muss die arch&ologische Relevanz evtl. hier durchzufihrender Maf3nahmen
im Einzelfall gepruft werden. Eine denkmalschutzrechtliche Genehmigung ist daher notwendig.

3.3 Rechtliche Rahmenbedingungen

3.3.1 Regionalplan

Der Regionalplan des Verbandes Region Stuttgart sieht fur den Geltungsbereich des
Bebauungsplanes dstlich der Lauter eine Siedlungsflache fur Industrie und Gewerbe und westlich
der Lauter eine landwirtschaftliche Flache vor.

3.3.2 Flachennutzungsplan

Der fortgeschriebene Flachennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Kirchheim unter Teck ist
seit dem 23.12.1993 rechtswirksam.

(1. Anderung rechtswirksam seit dem 11.07.1996)
(2. Anderung rechtswirksam seit dem 20.04.2000)
(3. Anderung rechtswirksam seit dem 20.11.2004)
(4. Anderung rechtswirksam seit dem 17.04.2008)
(5. Anderung rechtswirksam seit dem 11.09.2008)
(6. Anderung rechtswirksam seit dem 15.05.2014)
(7. Anderung rechtswirksam seit dem 26.05.2017)
(8. Anderung rechtswirksam seit dem 26.05.2017)

Der Flachennutzungsplan stellt den Geltungsbereich des Bebauungsplanes als gewerbliche
Bauflache und westlich der Lauter als offentliche Grinflache dar.

3.3.3 Bebauungsplan

Fur den Bereich des Plangebiets regelt der am 11.03.1998 in Kraft getretene Bebauungsplan
"Dettinger Au-Sud“, Planbereich 17.04/1, die hier zulassige Nutzung der Flachen. Im
Gewerbegebiet sind Handelsbetriebe mit Verkauf an Endverbraucher ausgeschlossen. Zugelassen
wird ein Fabrikverkauf.

Auf der Flache westlich der Lauter ist eine Flache fir AusgleichsmaRnahmen festgesetzt.

3.3.4 Sonstige Planungen

Das Gewerbeflachenentwicklungskonzept wurde am 04.05.2017 Uber die Sitzungsvorlage
GR/2017/059 dem Gemeinderat in 6ffentlicher Sitzung vorgestellt.

Das Einzelhandelskonzept wurde bereits in Grof3teilen abgestimmt und soll am 15.03.2023 Gber
die Sitzungsvorlage GR/2023/013 dem Gemeinderat in offentlicher Sitzung vorgestellt und zum
Beschluss vorgelegt werden. Inhaltliche Veranderungen auf den Planbereich sind nicht zu
erwarten.

Die beiden Konzepte werden bei der Ausarbeitung des Bebauungsplanes bericksichtigt.



4. Stadtebauliches Konzept

4.1 Ziele und Zweck der Planung

4.1.1 Welche stadtebaulichen Ziele werden verfolgt?

Mit dem Bebauungsplan sollen folgende stadtebauliche Ziele verfolgt werden:

e Sicherung und  Freihaltung des  Gewerbegebiets als  Produktions-  und
Dienstleistungsstandort
e Steuerung und Entwicklung der Gewerbeflachen entsprechend den Erkenntnissen des
Gewerbeflachenentwicklungskonzepts
e Steuerung des  Einzelhandels im Hinblick auf den  Ausschluss  von
Einzelhandelseinrichtungen
4.1.2 Welche Arten von Vorhaben werden ermdglicht?
Der Bebauungsplan dient vorwiegend der Unterbringung von Gewerbebetrieben.
4.1.3 Welche Qualitaten werden gesichert?

Durch den Bebauungsplan wird eine gewerbliche Bauflache im Bestand gesichert. Die
Festsetzungen werden anhand heutiger Verhaltnisse und MaRstabe Uberprift und neu gefasst.

4.1.4. Welche Fehlentwicklung wird verhindert/entgegengewirkt?

Freihaltung des Gewerbegebiets als Produktions- und Dienstleistungsstandort

Durch den Bebauungsplan soll die Freihaltung eines Gewerbegebietes fiir produzierende und
dienstleistungsorientierte Gewerbebetriebe gesichert werden, weshalb der Einzelhandel
ausgeschlossen wird. Der Schutz der Gewerbeflachen lasst sich dabei auf die Belange der
Wirtschaft stitzen.

Aus dem Gewerbeflachenentwicklungskonzept fir den Zeitraum 2016 bis 2030 der Stadt Kirchheim
unter Teck ist ein Flachendefizit an verfligbaren Gewerbeflachen zu erkennen. Die auf einer
umfassenden Analyse basierende Ermittlung geht von einem lokalen Bedarf von ca. 40 ha aus bei
einem konservativen Berechnungsansatz.

Ausgehend von diesem Flachendefizit sollen gerade Gewerbegebiete in nicht integrierten Lagen fiir
produzierende und dienstleistungsorientierte Gewerbebetriebe freigehalten werden.

Weiter werden im Gewerbegebiet Bordelle, Dirnenunterklnfte, Eroscenter, bordellartig betriebene
Massageclubs und gleichartige Gewerbebetriebe ausgeschlossen, um die Nutzungen auf
Produktion und Dienstleistung zu fokussieren. Die vorgenannten Nutzungen kdnnen — gerade in
peripheren Lagen und/oder Gewerbegebieten — ein entsprechendes Ungleichgewicht der
Bodenpreise verursachen. Uber ein Vergniigungsstattenkonzept wird die Ansiedlung in zentrale
Lagen gesteuert.

Steuerung des Einzelhandels

Gleichrangig und unabhéngig von den Ergebnissen des Gewerbeflachenentwicklungskonzepts
kann sich der generelle Ausschluss von Einzelhandel auch aus der Einzelhandelskonzeption als
weiteres stadtebauliches Entwicklungskonzept der Stadt ergeben.

Das beschlossene Konzept ist gemaf § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB als stadtebauliches
Entwicklungskonzept zu berticksichtigen und gilt als Dokumentation der kommunalen
Planungsabsichten.

Eines der stadtebaulichen Zielvorstellungen der Einzelhandelsentwicklung in Kirchheim unter Teck
ist der Schutz und die Starkung der Innenstadt als bevorzugter, attraktiver und lebenswerter
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Einkaufs- und Verweilstandort (,City first* — Innen- vor Au3enentwicklung). Hierzu tragt der
Ausschluss von innenstadt- und nahversorgungsrelevanten Sortimenten an dezentralen Lagen bei.

Die Gebiete sudlich der Kernstadt werden durch die Méarkte Rewe und Denn’s als integrierte
Nahversorgungsstandorte und Aldi als dezentraler Nahversorgungsstandort versorgt.

Das weiter angestrebte Netz an dezentralen Versorgungseinrichtungen zur optimalen Versorgung
der Einwohner und die Biindelung von Nahversorgungseinrichtungen mit anderen des taglichen
Bedarfs (bspw. Dienstleistung oder offentliche Einrichtungen) wird im Geltungsbereich in der
Dettinger Stral3e aufgrund seiner peripheren Lage nicht gesehen.

Der Ausschluss von Einzelhandel ist begriindet und kann auch eigenstandig und neben dem
Verweis auf das Gewerbeflachenentwicklungskonzept stadtebaulich tragen.

4.1.5 Welche Alternativen gibt es? Warum sind diese verworfen worden?

Eine Offnung des Gewerbegebietes fiir Einzelhandel wiirde dem Planungsziel entgegenlaufen, das
im Zuge des Gewerbeflachenentwicklungskonzepts festgestellte Bedarfsdefizit an Flachen fir
produzierendes und dienstleistungsorientiertes Gewerbe zu minimieren. an Flachen an der
peripheren Lage wirde den zentralen Lagen in Kirchheim unter Teck, aber auch in Dettingen unter
Teck zur Folge haben.

4.1.6 Veranderungen zum Vorentwurf

Der Geltungsbereich wurde im Westen erweitert, um die notwendigen Ausgleichsmalinahmen
festzusetzen (Erweiterung um die Flurstiicke 4520, 4522, 4522/1, 4524 und Teilflache 4563/1).

Das Gartenpavillon wurde aufgrund der Stellungnahme des Landesamtes fur Denkmalpflege als
Kulturdenkmal mit aufgenommen.

Im Bereich der Dettinger StralRe wurde aufgrund der Stellungnahme der Netze BW eine Flache fir
Energieversorgung ausgewiesen, um dort eine weitere Trafostation unterzubringen. Der Standort
liegt aktuell auf privater Flache. In 6ffentlicher Flache bzw. im Eigentum der Stadt befinden sich im
vom Versorgungsunternehmen denkbaren Bereich keine Maoglichkeit, diesen zu platzieren. Der
Eingriff in aktuell privaten Flachen wird mit der zum Wohl der Allgemeinheit notwendigen
Sicherstellung der Energieversorgung begrindet.

Die Baugrenzen wurden begradigt und um die denkmalgeschiitzten Gebaude enger gefasst.

Die Gebaudehthen wurden im Vergleich zum Vorentwurf erhéht, um eine kinftige Aktivierung an
Bauflache in der Hohe auf bereits versiegeltem Grund zu ermdglichen.

Entlang der rechten Uferseite der Lauter wurde ein 10 m breiter Gewasserrandstreifen als
offentliche Griunflache festgesetzt.

4.2 Entwicklung aus dem Flachennutzungsplan

Der Bebauungsplan ist aus dem Flachennutzungsplan entwickelt.



5. Planinhalt

5.1 Nutzung der Baugrundstiicke

5.1.1 Art der baulichen Nutzung (8§ 9 Abs. 1 Nr. 1 + § 9 Abs. 1 Nr. 16 b BauGB + § 8 BauNVO)

Es wird ein Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO festgesetzt. Nicht Bestandteil des Bebauungsplans
werden die Ausnahmen nach 8§ 8 Abs. 3 BauNVO. Entsprechend dem urspriinglichen
Bebauungsplan bleiben die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3 BauNVO ausnahmsweise zulassigen
Nutzungen auch weiterhin unzulassig. Zur Vermeidung von Nutzungskonflikten und zur
bestmaoglichen Deckung des Bedarfs an Flachen fir produzierendes und dienstleistungsorientiertes
Gewerbe werden mit dem Bebauungsplan auch die in einem Gewerbegebiet ausnahmsweise
zulassigen Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie fir Betriebsinhaber und
Betriebsleiter ausgeschlossen. Bestehende Wohnungen sind in inrem Bestand geschutzt.

Zur Steuerung und Entwicklung der Gewerbeflachen werden Einzelhandelsbetriebe generell
ausgeschlossen (siehe oben Ziff. 4.1.4). In dem sich aus den textlichen Festsetzungen ergebenden
Rahmen ist ein untergeordneter Verkauf im Zusammenhang mit einem produzierenden oder
verarbeitendem Betrieb zulassig. Bordelle, Dirnenunterkiinfte, Eroscenter, bordellartig betriebene
Massageclubs und gleichartige Gewerbebetriebe sind unzuléssig, um die genannten Zielsetzungen
zu erreichen.

Im Bereich des Zuflusses des Kanals zur Lauter wird ein zweckgebundenes Bauwerk fir die
Wasserwirtschaft zugelassen. Eine Beschréankung auf ein Geschoss stellt den Ausgleich zwischen
Notwendigkeit und Vertraglichkeit dar.

5.1.2 Mal} der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 + 8§ 16,17,18,19 BauNVO)

Das Mal3 der baulichen Nutzung in Form der GRZ bleibt bei den Orientierungswerten der BauNVO
mit 0,8. Von der Festsetzung einer Geschossflachenzahl wird abgesehen.

Die Gebaudehthe wird um im HB1 (um einen Meter) und im HB2 (Gebaudehdhe um 4 m) im
Vergleich zum Bebauungsplan von 1998 angehoben, um die 6kologisch sinnvolle Dachbegriinung
zu ermoglichen ohne dabei Raumvolumen fur die gewerbliche Nutzung zu verlieren bzw.
gewerbliche Entwicklungen in die H6he zu ermdglichen. Der Bezugspunkt fiir die Festsetzung der
Gebaudehohe wird Uber die festgesetzte Erdgeschossfulibodenhéhe konkretisiert. Ebenso wird
klarstellend bei geneigten Dachern der First als oberer Abschluss gewabhilt.

Es wird zwischen Bereichen im HB1 und HB2 unterschieden. Entlang der Dettinger Strafl3e wird
eine niedrigere Bebauung festgesetzt, wobei die denkmalgeschitzten Geb&aude aus ihrer
Denkmaleigenschaft heraus besonderen Bestimmungen unterliegen.

Trotz Erhéhung der Gebaudehohe liegen die oberen Gebaudeabschliisse noch ca. 20 Meter
unterhalb der Schwelle von 380 m 4. NN., welche eine luftfahrtkritische Relevanz besitzt.

5.1.3. Bauweise (8§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB + § 22 BauNVO)
Es wird die abweichende Bauweise festgesetzt, die im Sinne der offenen Bauweise ohne
Langenbeschrankung definiert ist. So kbnnen Gewerbeansiedlungen eine méglichst grof3e

Flexibilitat eingerdumt werden.

Stadtebaulich dominieren die gewerblichen Grol3bauten mit einer Lange grof3er 50 m. Entlang der
Dettinger Stral3e ist die Bebauung kleinteiliger und es wird die offene Bauweise festgesetzt.



-8-
5.1.4 Uberbaubare Grundstiicksflache (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB + § 23 BauNVO)

Die Baugrenzen regeln die tiberbaubare Grundsticksflache und halten dabei Abstand zum
Gewasser Lauter, zur Autobahn und zum nérdlichen Baumbestand.

5.2 Flachen fur Stellplatze und Garagen (8 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB + 8 12 BauNVO)

Garagen, Uberdachte und offene Stellplatze sind nur innerhalb der Uberbaubaren
Grundstucksflache und den dafur vorgesehenen Flachen zuldssig, um einen schonenden Umgang
mit Grund und Boden zu gewahrleisten und eine geordnete Parkierung zu sichern.

Da die Baufenster sehr grof3 gewahlt sind bedarf es hier auch keiner Ausnahmeregelung tber den
Bebauungsplan.

5.3 Nebenanlage (§ 14 BauNVO)

Nebenanlagen sind in der groR3zligig tiberbaubaren Flache unterzubringen, um die
Flachenversiegelung zu steuern und gering zu halten.

5.4 Versorgungsflachen Elektrizitéat (8§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

Im Rahmen der friihzeitigen Beteiligung wurde vom Energieversorger der Wunsch eines
Standortes flr eine Trafostation entlang der Dettinger Stral3e geaulert.

Da es in diesem Bereich keine verfligbaren stadtischen Flachen gibt — lediglich der Stralenraum,
welcher im Querschnitt nicht verandert wird — wird eine Versorgungsflache auf aktuell privatem
Grundstlick festgesetzt. Der Eingriff in aktuell private Flache wird mit dem Uberragenden
Offentlichen Interesse einer dauerhaften Versorgungssicherheit abgewogen, da auf dem
verbleibenden Gewerbegrundstiick noch ausreichend Flache zur Entwicklung vorhanden ist.

5.5 Pflanzgebot, Pflanzbindung (8 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB) und private bzw. 6ffentliche
Grunflache (Ausgleichs- und Renaturierungsflache) 8 9 Abs. 1 Nr. 15 + 20 BauGB)

Die Pflanzgebote, Pflanzbindungen und privaten Griinflichen werden aus dem Bebauungsplan von
1998 ubernommen und konkretisiert. So kdnnen die entsprechende Durchgriinung und die
Ausgleichsflachen sichergestellt werden.

Der Erhalt von Baumen und Strauchern, welcher auch als Vermeidungsmalnahme vorgesehen ist,
wird mit den Festsetzungen umgesetzt.

Entlang der rechten Uferseite der Lauter wurde ein 10 m breiter Gewasserrandstreifen als
offentliche Grinflache festgesetzt. Der breitere Gewasserrandstreifen im Innenbereich wird mit
dem aktuell stark beeintrachtigten Ufer, welches als kritisch im Landschaftsplan einzustufen ist,
gerechtfertigt. Bereits im Gewasserentwicklungskonzept von 2003/2004 wurde darauf hingewiesen.
Die Festsetzung als offentliche Grinflache hat zum Ziel sich auf langfristige Sicht die zur flacheren
Ufergestaltung notwendigen Flachen zu sichern und auch dauerhaft in gesicherter Pflege zu halten.

5.6 Leitungsrecht (8§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Das bestehende Leitungsrecht fur die Netze BW (ehemals Neckarwerke) wird aus dem
Rechtsvorlaufer idbernommen.

5.7 MalRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (8
9 Abs. 1. Nr. 20)

Die Malinahmen gegen Vogelschlag, tberinsektenfreundlichen Beleuchtung, der Verwertung des
Oberbodens, des Larmschutzes und zur wasserdurchlassigen Gestaltung von Wegen und Platzen
werden aus der speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP) und dem Eingriffs-
/Ausgleichsbilanz tibernommen und im Bebauungsplan festgeschrieben.



-9-

Die beiden CEF-MalRnahmen (Ersatzh6éhlen und neue Baumpflanzungen) werden ebenfalls tber
den Bebauungsplan festgeschrieben (im Umweltbericht als planextern bezeichnet).

CEF-MalRnahme — Hohlen-, Halbhdhlen- und Nischenbriiter:

Fur den Verlust von Brutplatzen von Gebirgsstelze, Kohimeise und Rotkehlchen sind je drei
Nisthilfen vor Umsetzung des Bebauungsplans an Baumen und Geb&uden im naheren Umfeld
des Untersuchungsgebiets anzubringen. Fir die Gebirgsstelze und das Rotkehlchen sind
sechs Halbhohlen (z.B. Schwegler Typ 2H, 2HW, 1N) und fir die Kohimeise sind drei
Nisththlen z.B. von Schwegler vom Typ 1B, 2M zu wahlen. Die Montagehdhe sollte
mindestens 1,8 m betragen.

CEF-MaRRnahme — Ersatzpflanzungen:
Pflanzung von zehn Obsthochstammen regionaler Sorten (u.a. Apfel, Birne, Walnuss) auf den
naheliegenden Streuobstparzellen Nr. 4520 und 4524.

5.8 Hinweise

3.1 Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes werden alle bestehenden Bebauungsplane innerhalb des Gel-
tungsbereiches aufgehoben.

3.2 Auf die Baumschutzsatzung der Stadt Kirchheim unter Teck wird hingewiesen.
3.3 Auf die Verbotstatbestande der §8 44 ff BNatSchG hinsichtlich des Artenschutzes wird hingewiesen.

Auf die MalRnahmen der speziellen artenschutzrechtlichen Prufung vom 28.02.2022 und auf den
Umweltbericht vom 31.01.2023 wird hingewiesen.

Die Rodung von Gehdlzen muss in der Vegetationsruhe zwischen Anfang Oktober und Ende Februar
erfolgen.

3.4 Fur den Geltungsbereich westlich der Lauter sind folgende archéologische Verdachtsflachen mitzuteilen:

e Abgegangener Galgen (Priffall, Listen-Nr. 8M)

Planungen die mit Bodeneingriffen (z. B. WegebaumaBnahmen, sonstige Bau- bzw.
Ruckbaumaflnahmen, Rodungen, oder RenaturierungsmafRnahmen ) verbunden sind bedirfen einer
weiteren Beteiligung der arch&ologischen Denkmalpflege vertreten durch Frau Dr. Dorothee Brenner
(dorothee.brenner@rps,bwl.de). Es wird darauf hingewiesen, dass archéologische (Vor-)Untersuchungen
notwendig werden kénnen, die durch Vorhabentrager zu finanzieren sind und grundsatzlich l&ngere Zeit
in Anspruch nehmen kodnnen.

Fir die Ubrigen Bereiche wird auf die Regelungen beim Antreffen bislang unbekannter Kulturdenkmale
geman 88 20 und 27 DSchG hingewiesen:

Sollten arch&ologische Funde oder Befunde entdeckt werden, sind gemall 8 20 DSchG
Denkmalbehérde(n) oder Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Arché&ologische Funde
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gréber, Mauerreste,
Brandschichten, bzw. auffallige Erdverfarbungen) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der
Anzeige in unverédndertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehtrde oder das
Regierungsprasidium Stuttgart (Referat 84.2 — Operative Arch&ologie) mit einer Verkirzung der Frist
einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten (& 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der
Sicherung und Dokumentation archéologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im
Bauablauf zu rechnen

3.5 Auf dem im Plan dargestellten Flachen befinden sich die Kulturdenkmale Dettinger Str. 144, 146, 148
und 150.

3.6 Baugerate, welche in die Hohe ragen (Krane, Betonpumpen, etc.) und tber 380 m Uber NN. ragen,
bediirfen einer Genehmigung der Luftfahrtbehérde und dirfen dann erst aufgestellt werden. Die
entsprechende Genehmigung ist mit einer Vorlaufzeit von mindestens 14 Tagen zu beantragen.
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3.7 Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im
Verbreitungsbereich von Auenlehm und Hochterrassenschottern. Mit lokalen Auffullungen
vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet sind, ist zu rechnen.
Mit einem kleinrAumig deutlich unterschiedlichen Setzungsverhalten des Untergrundes ist
zu rechnen. Der Grundwasserflurabstand kann bauwerksrelevant sein.

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten
(z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfahigkeit

des Grindungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemarn DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch

ein privates Ingenieurbiiro empfohlen.

3.8 Fir die Einleitung des Niederschlagwassers in die Lauter oder ins Grundwasser ist ein
Wasserrechtsverfahren erforderlich.

3.9 Eine standige Grundwasserabsenkung ist nicht zuldssig. Geplante Unterkellerungen, die bis in das
Grundwasser reichen, sind wasserdicht und auftriebssicher auszubilden, wobei Vorkehrungen zu treffen
sind, die eine Umlaufigkeit der Bauwerke sicherstellen. Auf Grund der Gewassernahe wird empfohlen,
Untergeschosse als wasserdichte Wanne mit ausreichender Grundwasserumlaufigkeit auszubilden und
falls im Hochwasserfall auf eine Flutung verzichtet wird, auch die Auftriebskrafte zu berticksichtigen.

FOr bauzeitliche Grundwasserhaltungen und das dauerhafte Einbinden von Gebduden in das
Grundwasser ist beim Landratsamt Esslingen — untere Wasserbehdrde — jeweils eine wasserrechtliche
Erlaubnis zu beantragen. Die wasserrechtliche Erlaubnis hat Konsequenzen fir den zu
beriicksichtigenden Bemessungswasserspiegel. Die erforderlichen Baugrunderkundungen und
Antragsunterlagen sind friihzeitig mit der unteren Wasserbehdrde abzustimmen.

Bei Planung und Festschreibung von Versickerungseinrichtungen ist mit Hinblick auf die
Altlastensituation zu priifen, ob die Versickerung schadlos mdglich ist. Eine Umgehung schitzender
Decksichten mittels Mulden-Rigolen-Elementen oder Sickerschéchten ist zu vermeiden.

Um Bauverzdgerungen zu vermeiden, ist das Landratsamt Esslingen, Amt fir Wasserwirtschaft und
Bodenschutz friihzeitig an den Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen.

3.10 Eine Versickerung ist nur vertretbar, wenn vorher nachgewiesen ist, dass einen Austrag von

Schadstoffen in das Grundwasser nicht zu besorgen ist. Hierzu wéaren gegebenenfalls weitere
Untersuchungsmafinahmen in Abstimmung mit dem WBA erforderlich.

5.9 Nachrichtliche Ubernahme

Das HQexrem Wird nachrichtlich im Bebauungsplan ibernommen.

6. Begriindung der 6rtlichen Bauvorschriften

6.1 Gestaltung der Dacher (8 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Entlang der Dettinger StraRe werden geneigte Dacher als Sattel- oder Walmdéacher festgesetzt,
was auch der Entstehungszeit der denkmalgeschiitzten Gebauden entspricht.

In der ,mittleren” Bebauungsreihe mit HB1 und in der westlichen Bebauungsreihe mit HB2 wird auf
die Festsetzung der Dachform verzichtet, da der Bestand unterschiedlichste Formen vorgibt. Es ist
jedoch zu erwarten, dass kinftige Gewerbebauten mit Flachdachern ausgestaltet werden, weshalb
weitergehende Regelungen zum begrinten Dach mit Photovoltaiknutzung gefasst werden.

Flachdacher sind im Sinne der 6kologischen Belange zu begrinen und werden als Standard heute
vorausgesetzt und leistet einen wichtigen Beitrag zur ortsnahen Versickerung und Retention von
Niederschlagswasser.

Sonnenkollektoren und Fotovoltaik kénnen zusammen errichtet werden, was aktuell als Stand der
Technik angesehen werden kann. Das Abriucken von der Attika und die Beschrankung der Hohe
vereinbaren die gestalterischen Anspriiche mit den 6kologischen/energieerzeugenden Aspekten.
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Der Regelungsumfang bei geneigten Déachern wird um Vorschriften zu Dachaufbauten,
Nebengiebel und Dacheinschnitten erganzt um ein vertragliches Stadtbild entlang der Dettinger
Stral3e und im Kontext zu den denkmalgeschitzten Geb&uden zu erzeugen.

6.2 AuRere Gestaltung, Gestaltung der baulichen Anlagen (8 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Die in 2.2 genannten ortlichen Bauvorschriften sichern im Gewerbegebiet eine entsprechende
Durchgrinung. So wird sichergestellt, dass eine vollstandige Versiegelung, die sich quasi heute
bereits eingestellt hat, entgegengewirkt wird.

6.3 Werbeanlagen (8 74 Abs. 1 Nr. 2 LBO)

Die Ausgestaltung der Werbeanlagen wird geregelt, um das Stadtbild am Ortseingang in
stadtebaulich vertréaglicher Weise zu sichern. Die gewéhlten Gestaltungsmaoglichkeiten wirken sich
zudem positiv auf die umgebenden Nutzungen (Bestandsgebéude und Freiflache zur Erholung)
aus.

6.4 Anforderung an die Gestaltung der unbebauten Flachen (8 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO)

Die nicht baulich genutzten Freiflachen der Baugrundstiicke sind als unversiegelte
Vegetationsflachen gartnerisch anzulegen. Kies-, Schotter- und ahnliche Materialschittungen ggf.
in Kombination mit darunterliegenden wasserdichten und nicht durchwurzelbaren Folien sind hierftr
unzulassig. Teichfolien kénnen nur bei der Anlage von permanent wassergefillten Gartenteichen
zugelassen werden.

6.5 Anlagen zum Sammeln, Verwenden und Versickern von Niederschlagswasser (8 74 Abs. 3 Nr.

2 LBO)

Das unbelastete Niederschlagswasser der Dachflachen ist nach Moglichkeit oberflachennah der
Versickerung Uber die mindestens 30 cm stark bewachsene Bodenzone zuzufhren und zu
beseitigen.

Falls die Versickerung aufgrund fehlender Versickerungsfahigkeit nicht mdoglich ist, muss vor
Einleitung des Niederschlagwassers ins Mischsystem eine Ruckhaltung mit 30 I/m2
Ruckhaltevolumen geschaffen werden. Die Drosselwassermenge in den Kanal wird auf max. 10
I/'s*ha begrenzt.

Das Niederschlagswasser kann auch zur Brauchwassernutzung (Gartenbewasserung o0.4.)
verwendet werden. Dieses Volumen ist dann zusatzlich zum zwangsentleerten Rickhaltevolumen
der Retentionszisterne zur Verfiigung zu stellen.

Grundsatzlich ist Dachbegriinung als Retentionsraumschaffung zu empfehlen.

Die ortlichen Bauvorschriften setzen die MalRnahmen zur dezentralen Beseitigung von
Niederschlagswasser (Wasserhaushaltsgesetz) um und tragen einen Beitrag zum Klimaschutz bei.

6.6 Auffullungen, Stitzmauern (8 74 Abs. 1 Nr. 5 LBO)

Die ortlichen Bauvorschriften zu Aufflllungen und Abgrabungen des natirlichen Gelandes wurden
aus dem Rechtsvorlaufer tbernommen. Die Beschrankung der maximalen Hohe hat sowohl
gestalterische als auch Griinde des schonenden Umgangs mit Boden.

6.7 Einfriedungen (8§ 74 Abs. 1 Nr. 1 LBO)

Die Einfriedungen entlang der 6ffentlichen Verkehrsflachen wird in HOhe und Materialitat Gber den
Bebauungsplan geregelt, um einerseits eine gestalterisch zufriedenstellende Lésung in Verbindung
mit den Pflanzvorschriften entlang der Strale zu ermdglichen und andererseits dem
Schutzbedurfnis der gewerblichen Nutzungen nachzukommen.

Gegenuber den sonstigen Grundsticksgrenzen wird kein Regelungsbedarf gesehen und auf das
private Nachbarrechtsgesetz verwiesen.
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7. Umweltbericht, Schutzgiiter und Artenschutz

Mit der Bebauungsplananderung werden insbesondere durch die Erhdhung der zulassigen
Grundflachenzahl geringfligig zusatzliche Uberbaubare Flachen im Plangebiet ausgewiesen. Die
Bestandssituation selbst weist eine fast vollstandige Versiegelung der Flachen vor.

Die Beschreibung der Schutzgiiter, die Ermittlung und Bewertung der Umweltbelange erfolgt im
Umweltbericht, welcher einen gesonderten Teil der Begriindung bildet (gemar § 2a BauGB).
Zur Ermittlung der artenschutzrechtlichen Belange wurde eine spezielle artenschutzrechtliche
Prifung (saP) durchgefihrt.

Die Zusammenfassungen werden in der Begriindung auszugsweise angefiihrt:

Zusammenfassung aus der speziellen artenschutzrechtlichen Prifung vom 17.03.2022:

Die vorliegende spezielle artenschutzrechtliche Priifung untersucht, ob die geplanten
BaumafRnahmen im Rahmen des Untersuchungsgebiets ,Dettinger Au Std“ in Kirchheim/Teck
Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG verursachen.

Im Vorfeld der geplanten Baumafl3nahmen wurden das Untersuchungsgebiet sowie unmittelbar
angrenzende Bereiche zur Erstellung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prifung (saP)
auf mogliche Vorkommen der Tierartengruppen bzw. Tierarten Reptilien mit Schwerpunkt
Zauneidechse, Vogel und Flederméuse untersucht.

Die geplanten Vorhaben ziehen Eingriffe flr die geschitzten Tierartengruppen der Vogel und
Fledermé&use nach sich.

Fur die von den geplanten Bauvorhaben betroffene Tierartengruppe der Vogel werden
Vermeidungs- und Minimierungsmafnamen (Erhalt von Bd&umen und Strauchern, Beachtung der
Rodungszeit, Begrenzung Vogelschlagrisiko, insektenfreundliche Beleuchtung) sowie CEF-
Mafnahmen (Ersatzhthlen) vorgeschlagen, die die Beeintrachtigungen geschuitzter Tierarten
ausgleichen kénnen.

Eine Konfliktermittiung gemanR § 44 Abs. 1, Nr. 1 — 3 in Verbindung mit § 44 Abs. 5 BNatSchG
wurde durchgefiihrt. Die Verbotstatbestande des § 44 Abs. 1, Nr. 1 — 3 in Verbindung mit § 44
Abs. 5 BNatSchG sind bei Durchfihrung der vorgeschlagenen Vermeidungs- und
Minimierungsmal3nahmen sowie CEF-MalRnahmen nicht gegeben. Die Vorhaben im Rahmen
des Bebauungsplans ,Dettinger Au Sid® in Kirchheim/Teck sind daher mit den Zielen des
Artenschutzes (8 44 BNatSchG) zu vereinbaren.

Zusammenfassung aus dem Umweltbericht vom 31.01.2023:

Die Planung zieht Eingriffe fur die Schutzguter Biotope und Arten und Wasser nach sich. Als
MinimierungsmalRnahmen kommen Retentionszisternen, Verwendung offenporiger Belage,
Dachbegriinung und der Erhalt von Einzelbaumen und Gehoélzen (Pflanzbindung) zum Zuge. Als
planexterne Kompensationsmaflinahme sind vorgesehen: zehn Hochstammpflanzungen auf den
Parzellen 4520 und 4524 (Streuobstwiesen). Aus der speziellen artenschutzrechtlichen Prifung
kommen als CEF-MaRRhahme insgesamt 9 Nisthilfen flr den Verlust von Vogelbrutplatzen hinzu.
Nach Durchfiihrung der vorgeschlagenen planinternen Minimierungs- und AusgleichsmalZnahmen
sowie einer planexternen AusgleichsmaRnahme entsteht eine (rechnerische) Uberkompensation
von 239 Okopunkten.

Die MalRnahmen werden lUber den Bebauungsplan festgesetzt.

Die CEF-MalRnahmen (Hangen von Kéasten) und die Neupflanzung der beiden Obstbaume auf den
stadtischen Flachen erfolgt durch die Stadtverwaltung. Die MalRnahmen sind fir das Frihjahr 2023
eingetaktet und damit vor Rechtskraft des Bebauungsplanes umgesetzt.
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8. Auswirkungen der Planung

8.1 Auswirkungen der Planung auf in der Umgebung vorhandene Nutzungen

Durch die Bebauungsplananderung ergeben sich keine negativen Veranderungen fur die
Umgebung. Die planungsrechtliche Zulassigkeit von Vorhaben verandert sich nicht.

Die geringe Erhohung der Gebaudehdhe, sowie die Erh6hung der GRZ wirken sich nicht nachteilig
auf die groBmalfstabliche Umgebung aus.

8.2 Auswirkungen auf den Verkehr

Es sind keine negativen Auswirkungen auf den Verkehr zu erwarten. Die ErschlieBungssituation
wird nicht verandert und auch nicht mehr belastet als im Bestand.

8.3 Auswirkungen auf bodenordnende MalRnahmen

Es sind keine bodenordnenden MalRnahmen zur Erreichung der stadtebaulichen Ziele erforderlich.

8.4 Auswirkungen auf Kosten und Finanzierung

Durch die Bebauungsplananderung werden keine Kosten auf Seiten der Kommune entstehen.

8.5 Flachenbilanz

Gewerbegebiet 40.196 m2
Private Grinflache 17.509 mz2
Verkehrsgrin 2.475 mz2
Offentliche Grunflache 2.898 mz
CEF-Flache 5.014 m2
Feldweg 273 m2
Versorgungsflache 23 m2
Wasserflache 3.331 m2
Geltungsbereich 71.719 m2

9. Gutachten
e Spezielle artenschutzrechtliche Prifung vom 17.03.2022, Biiro Planungsgruppe Okologie
und Information, 72669 Unterensingen

e Umweltbericht vom 31.01.2023, Biiro Planungsgruppe Okologie und Information, 72669
Unterensingen





